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Hochwasser- und Überflutungsschutz im 
Spannungsfeld zwischen Baurecht, Haftungsrecht 

und Refinanzierung 
 
  



Hochwasser und seine Folgen 
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Normalerweise ein kleiner Bach 
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Hochwasser – Definition 
 (§ 72 WHG) 

• Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Überschwemmung von 
normalerweise nicht mit Wasser bedeckten Land durch oberirdische 
Gewässer oder durch in Küstengebiete eindringendes Meereswasser 
(§ 72 Satz 1 WHG) 
 

• § 72 Satz 2 WHG n.F. (BGBl. I 2013, S. 95ff.) Klarstellung: Hochwasser 
ist nicht Überschwemmungen aus Abwasseranlagen (vgl. OLG 
Dresden, Urteil vom 31.07.2013 – Az.: 1 U 1156/11 – BADK-Information 
4/2013, S. 215 ff. – zur Haftung wegen unzureichender Straßeneinläufe 
in den öffentlichen Kanal) 
 

• Hintergrund: Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen den 
Hochwasserschutzbehörden und abwasserbeseitigungspflichtigen 
Städten und Gemeinden (§ 56 WHG i.V.m. § 53 LWG NRW);  
 

• aber: auch die Abwasserbeseitigung hat  Auswirkungen auf den 
Hochwasserschutz z.B. Einleitung von Niederschlagswasser aus 
öffentlichen Regenwasserkanälen in Gewässer mit der Folge der 
Notwendigkeit des Gewässerausbaus oder des Baus von 
Regenrückhaltebecken (Vermeidung der hydraulischen Überlastung des 
Gewässers) 
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Hochwasserschutz ist Belang  
in der Bauleitplanung 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB) 

• Leitfaden „Hochwasser- und Überflutungsschutz“ 2015 (Stadt 
Düsseldorf, Stadt Ahaus, Stadt Bad Oeynhausen, Stadt Wachtberg 
und MKULNV NRW sowie Kommunal Agentur NRW) ist gewisser-
maßen ein „Kochrezept“ für eine nachhaltige Verankerung des 
Hochwasserschutzes in der gesamten Kommunalverwaltung 
 

• Gemeinde sollte stets prüfen:  Wer möchte risikobehaftete 
Grundstücke im festgesetzten Überschwemmungsgebiet überhaupt 
kaufen ? 

• Wichtige praktische Gesichtspunkte:  
• Versicherungen lehnen Gebäudeversicherung ab 
• Hat Bauherr dann Interesse an Grundstücken, die seinen Ruin 

bedeuten können ? - gilt auch für Gewerbebetriebe (Stichwort: 
Produktionsausfall durch Hochwasser 

• Hochwasserschutzmaßnahmen kosten Geld (Mehrkosten) 
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Überschwemmungsgebiete  
(§ 76 WHG) 

• § 76 WHG (Festsetzung von Überschwemmungsgebieten): Ziel ist die 
Freihaltung von Bebauung 

 

• § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG: Ausweisungs-Verbot für neue 
Baugebiete in festgesetzten Überschwemmungsgebieten gilt nur für 
die erstmalige bauplanungsrechtliche Ausweisung durch 
Bebauungsplan und baurechtliche Satzungen (BVerwG, Urteil vom 
03.06.2014 – Az.: 4 CN 6.12) – Ausnahme vom Verbot möglich, wenn 
Voraussetzungen nach § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG alle erfüllt werden 
 

• § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Verbot der Errichtung von Bauvorhaben in 
festgesetzten Überschwemmungsgebieten – Ausnahme vom Verbot 
möglich, wenn Voraussetzungen des  § 78 Abs. 3 WHG erfüllt werden 
 

• Hintergrund: Hochwasserschutz-Anforderungen dienen der Stärkung 
des Hochwasserschutzes in der Bauleitplanung  
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Hochwasserschutz –  
Zuständigkeit der Gemeinde 

• Hochwasserschutz ist nach der amtshaftungsrechtlichen Recht-
sprechung in Planung, Anordnung und Durchführung hoheitliche 
Aufgabe der Daseinsvorsorge (BGH NJW 1996,S. 3208; Guckelbeger 
UPR 2012, S. 361ff.; Queitsch UPR 2011, S. 130ff.; Ewer, NJW 2002, S. 
3497; Koutses MDR 2002, S.1229; Sprau in: Palandt, BGB, Kommentar, 
75. Aufl. 2016, § 839 BGB Rz. 123) 
 

• Grundlage: HQ 100 (§ 74 Abs. 2 WHG) =  Bemessungshochwasser = 
Überschwemmungsgebiete sind die Gebiete, in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch mindestens einmal in 100 Jahren zu 
erwarten ist (§ 76 Abs. 2 WHG) 

 

• Hochwasser-Risikokarten und Hochwasser-Gefahrenkarten sichten 
und – wenn nötig – Maßnahmen des Hochwasserschutzes einleiten 
z.B. Renaturierung von Gewässern als Maßnahme des Gewässer-
ausbaus, Bau von Hochwasserrückhaltebecken, Deichen, 
Hochwasserschutzmauern (stationär/mobil) 
 

• Abwasseranlagen müssen bis zum 31.12.2016 gegen Hochwasser 
geschützt werden (§ 113 Abs. 5 Nr. 3 und 4 LWG NRW) – Frist soll 
verlängert werden 31.12.2021 (§ 84 LWG NRW-Entwurf ) 
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     Maßnahmen des Hochwasserschutzes 
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Umsetzung der  
EU-Wasserrahmenrichtlinie  

und der EU-Hochwassermanagementrichtlinie 

• Aufgabe der sektoralen Denkprozesse in „Aufgaben- 
Schubladen“  (Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung, 
Gewässerausbau, Abwasserbeseitigung) erforderlich, weil etwa 
Maßnahmen an der Gewässerstruktur durchaus mehrere Zwecke 
erfüllen können 
 

• das Geld ist knapp und muss sinnvoll deshalb ausgegeben werden 
 

• Beispiel: Umbau eines begradigten Gewässers in ein renaturiertes 
Gewässer mit Links-Rechts-Schleifen dient dem Hochwasserschutz, 
der Verbesserung der Gewässerstruktur (EU-WRRL) und ggfls. der 
Niederschlagswasserbeseitigung über einen öffentlichen Regen-
wasserkanal (z.B. hydraulische Aufnahmekapazität des renaturierten 
Gewässers wird erhöht/RRB kann kleiner gebaut werden – 
Vermeidung von sog. hydraulischen Stress im Gewässer; Beispiel: 
Stadt Hörstel) 
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Verminderung von  
Hochwassergefahren  

(HQ 100) 
 

• Prüfung der hydraulischen Überlastung von Gewässern durch 
Regenwassereinleitungen z.B. von Autobahnen (Stichwort: 
Landesbetrieb Straßen NRW) oder aus öffentlichen Regenwasser-
kanälen (z.B. Drosselung durch Regenrückhaltebecken) 
 

• Renaturierung von begradigten Gewässern (Gewässerausbau gemäß 
§§ 67 WHG i.V.m. § 89 LWG NRW) – wesentliche Schnittstelle mit 
der EU-WRRL bezogen auf die Verbesserung der Gewässerstruktur 
 

• Vorteil dieser vernetzten Maßnahmen-Prüfung: festgesetzte 
Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG) können ggfls. wieder 
flächenmäßig kleiner festgesetzt werden, was z.B. auch Kosten in der 
Abwasserbeseitigung senken kann (z.B. Stichwort: hochwasser-
sichere Ertüchtigung von Abwasseranlagen bis zum 31.12.2016 - § 
113 Abs. 5 Nr. 3 und Nr. 4 LWG NRW) 

 

• Aber: Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes (z.B. 
Deichbau, Bau einer Hochwasserschutzmauer/Hochwasserrück-
haltebecken) sind zur Abwehr von Schäden durch ein HQ 100 
erforderlich, wenn Maßnahmen der Gewässerrenaturierung keinen 
Erfolg erbringen können (Amtshaftung: Art. 34 GG, § 839 BGB) 
 
 
 
 



Verminderung von  
Hochwassergefahren 

 (HQ 100) 

• Gefahrenkarten, Risikokarten und die die Neufestsetzung von 
Überschwemmungsgebieten sichten; gleichzeitig: zwingende und 
haftungsorientierte Einbindung der Belange des Hochwasserschutzes 
in die Bauleitplanung (vgl. Rotermund/Krafft, Kommunales 
Haftungsrecht, 5. Aufl. 2013, Rz. 985 ff.) 
 

• Freihaltung der Flächen in festgesetzten Überschwemmungsgebieten 
vor weiterer (neuer) Bebauung 
 

• Überprüfung der Wiedernutzbarmachung oder Neuschaffung von 
Retentionsflächen (§ 77 WHG) 
 

• Renaturierung von begradigten Gewässern (Gewässerausbau gemäß 
§§ 67 WHG i.V.m. § 89 LWG NRW) – Schnittstelle mit der EU-WRRL 
 

• Prüfung der hydraulischen Überlastung von Gewässern durch 
Regenwassereinleitungen z.B. von Autobahnen (Stichwort: 
Landesbetrieb Straßen NRW) oder aus öffentlichen Regenwasser-
kanälen (z.B. Drosselung durch Regenrückhaltebecken) 
 

• Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes (z.B. Deichbau, 
Bau einer Hochwasserschutzmauer/Hochwasserrückhaltebecken) 
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Die Ruhr vor der Renaturierung 

 
 

    



Die Ruhr nach der Renaturierung 

© StGB NRW 2016  Folie 13 



 
 
        Gewässerausbau und Gewässerunterhaltung 
 
                                                      in NRW:  
 
     im Jahr 2015 erste Klage gegen eine Stadt vor dem VG Arnsberg  
     anhängig wegen Nicht-Durchführung von Maßnahmen wegen  
     zweimaliger Überflutung des Kläger-Grundstücks in den Jahren 2009  
     bis 2015 durch einen Bach 

 

© StGB NRW 2016  Folie 14 



Gewässer-Ausbaupflicht  
(§§ 67 ff. WHG, § 89 WHG) 

• Zuständigkeit: der zur Gewässerunterhaltung Verpflichtete (§ 89 Abs. 
1 Satz 1 WHG) 
 

• Gewässereinteilung: Gewässer 1, Ordnung, 2. Ordnung und sonstige 
Gewässer (§ 3 LWG NRW I.V.m. Anlage 2 zum LWG NRW) 
 

• Pflicht zur Gewässerunterhaltung obliegt gemäß § 91 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 LWG NRW bei Gewässern 2. Ordnung und sonstigen Gewässern 
grundsätzlich den Städten und Gemeinden 
 

• § 91 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW: Übertragung auf Kreis möglich 
 

• § 91 Abs. 3 LWG NRW: Zuständigkeit der Wasserverbände nach 
Gesetz oder Satzung für die Gewässerunterhaltung, dann treten diese 
an die Stelle der Gemeinden 

 

• Gewässerausbau-Pflicht = öffentlich-rechtliche Pflicht, die eine 
Haftung aus Amtshaftung aus Art. 34 GG, § 839 BGB begründen kann 
(vgl. OLG Düsseldorf, Urteil vom 09.01.2013 – Az.: 18 U 18/12 ; Sprau 
in: Palandt, BGB, 75. Aufl. 2016, § 823 BGB Rz. 201) 
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Abgrenzung: 

Gewässerausbau/Gewässerunterhaltung 

• Die grundsätzliche Abgrenzungslinie zwischen der Gewässerunter-
haltung und dem Gewässerausbau besteht in diesem Zusammenhang 
darin, dass die Gewässerunterhaltung in erster Linie auf die Erhaltung 
eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses ausgerichtet ist (vgl. OLG 
Düsseldorf, Beschluss vom 09.01.2013 – I- 18 U 18/12 – abrufbar unter 
www.nrwe.de - ; OVG NRW, Urteil vom 15. 9. 1999 – Az.: 9 A 2736/96, 
S. 8 der Urteilsgründe; BayOblG, Urteil vom 23. 12. 1991 – Az.: 2 Z RR 
153/92 –, NVwZ 1994 S. 1139).  
 

• Ein Gewässerausbau liegt hingegen dann vor, wenn Maßnahmen 
räumliche Auswirkungen auf die Gewässerstruktur haben (vgl. 
BVerwG, Urteile vom 19.02.2015 – Az.: 7 C 10.12 und 11.12. – abrufbar 
unter: www.bundesverwaltungsgericht.de; Queitsch in: Queitsch/Koll-
Sarfeld/Wallbaum, LWG NRW, § 89 LWG NRW Rz. 1).  
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Anspruch auf Gewässerunterhaltung 
und  

Gewässerausbau 

• Bezogen auf die Pflicht zur Gewässerunterhaltung (§ 39 WHG, §§ 90, 91 
LWG NRW): grundsätzlich kein Rechtsanspruch des Einzelnen auf Erfüllung 
bzw. auf Vornahme ganz bestimmter Unterhaltungs-maßnahmen (vgl. OVG 
NRW Beschl. vom 9.6.2011 – Az.: 20 B 151/11 – NuR 2012, S. 221ff.; OLG 
Hamm, Urteil vom 23.07.2010 – Az.: I -11 U 145/08 - ; Schumacher, 
Handbuch der Kommunalhaftung , 5. Aufl. 2015, S. 249 f.; Queitsch in: 
Queitsch/Koll-Sarfeld/Wallbaum, LWG NRW, § 90 LWG NRW Rz. 4).  
 

• Gleiches gilt für den Gewässerausbau (§§ 67, 68 WHG), d.h. ein 
Grundstückseigentümer hat grundsätzlich keinen Anspruch gegenüber der 
Stadt auf den Ausbau eines Gewässers (vgl. Rotermund/Krafft, Kommunales 
Haftungsrecht, 5. Aufl. 2013, Rz. 974), sondern grundsätzlich erfolgt der 
Gewässerausbau, soweit das Wohl der Allgemeinheit es erfordert (§ 89 Abs. 
1 LWG NRW) 
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Planfeststellungs-/Plangenehmigungs- 
Pflicht 

• Voraussetzung für die Umsetzung von Gewässerausbau-Maßnahmen 
ist die Durchführung eines Planfeststellungs- oder eines 
Plangenehmigungsverfahrens (§ 68 WHG; vgl. OLG Düsseldorf, 
Beschluss vom 09.01.2013 – I- 18 U 18/12 – abrufbar unter 
www.nrwe.de - ; Czychowski/Reinhardt, WHG, Kommentar, 11. Aufl. 
2014, § 68 WHG Rz. 12 ff.) 
 

• Die Durchführung dieser förmlichen Verwaltungsverfahren nimmt 
denknotwendig einen bestimmten Zeitkorridor in Anspruch 
(Erfahrungspraxis: mindestens 12 Monate) 
 

• Im zeitlichen Vorfeld hierzu ist darüber hinaus erst einmal 
abschließend zu klären ist, welche effektiven Maßnahmen des 
Gewässerausbaus durchgeführt werden können, die dann den 
Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens oder 
Plangenehmigungsverfahren bilden 
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Hochwasserschutz und Amtshaftung  

• Der Hochwasserschutz ist nach der haftungsrechtlichen 
Rechtsprechung in Planung, Anordnung und Durchführung zwar eine 
hoheitliche Aufgabe der Daseinsvorsorge (vgl. BGH, Urteil vom 
13.06.1996 – Az.: III ZR 40/95 – NJW 1996, S. 3209) 

• Es besteht die Pflicht, erkennbar gebotene, durchführbare und 
wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen durchzuführen (vgl. BGH, Urteil 
vom 13.06.1996 – Az.: III ZR 40/95 – NJW 1996, S. 3209; Queitsch UPR 
2011, S. 131 ff., S. 135).  

• Allerdings muss gegen Hochwasser-Ereignisse mit einer Intensität 
von mehr als einmal in 100 Jahren keine Vorsorge getroffen werden, 
zumal auch Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 WHG 
lediglich auf der Grundlage eines HQ 100 festgelegt werden (vgl. BGH, 
Urteil vom 5.6.2008 – Az.: III ZR 137/07 – NVwZ-RR 2008, S. 672ff., S. 
673; BGH, Urteil vom 22.04.2004 – Az.: III ZR 108/03 - ; OLG Koblenz, 
Beschl. vom 27.7.2009 – Az.: 1 U 14 22/08 – OLG Hamm, Urteil vom 
23.7.2010 – Az.: I-11 U 145/08; Rotermund/Krafft, Kommunales 
Haftungsrecht, 5. Aufl. 2013, Rz. 977, Queitsch, UPR 2014, S. 321 ff., S. 
321). 
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Hochwasserschutz und Amtshaftung 

• Unabhängig davon ist die Stadt nicht befugt, Maßnahmen des 
Hochwasserschutzes zu ergreifen, sondern auch derartige 
Maßnahmen müssen mit den zuständigen Wasserbehörden 
grundlegend unter Berücksichtigung aller Belange ganzheitlich 
erörtert werden (vgl. § 71 LWG NRW-E – Grundsätze des 
Gewässerausbaus, u.a. ist der Inhalt des Bewirtschaftungsplan und 
Maßnahmenprogramms bezogen auf die EU-WRRL zu beachten).  

 

• Hinzu kommt, dass auch bei Maßnahmen des Hochwasserschutzes 
grundsätzlich die Durchführung eines Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren vorgesehen ist, weil gemäß § 67 Abs. 2 
Satz 3 WHG zumindest Deich- und Dammbauten, die dem 
Hochwasserschutz dienen, dem Gewässerausbau gleichstehen. 
 

© StGB NRW 2016  Folie 20 



Eigenschutz  
des Grundstückseigentümers  

(§ 5 Abs. 2 WHG) 

• Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jedermann grundsätzlich verpflichtet, 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die zum Schutz vor nachteiligen 
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung geeignet sind  
 

• Damit stellt § 5 Abs. 2 WHG heraus, dass der Hochwasser- und 
Überflutungsschutz auch eine Aufgabe aller Betroffenen ist, also nicht 
nur allein dem Staat obliegt, d.h. es wird durch den Bundesgesetz-
geber auch auf die Eigenverantwortung und Eigenvorsorge des 
betroffenen Grundstückseigentümers abgestellt (vgl. Rotermund/ 
Krafft, Kommunales Haftungsrecht, 5. Aufl. 2013, Rz. 1009 ff.; 
Berendes in: Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG, 1. Aufl. 2011, § 5 
WHG Rz. 14f.; Czychowski/Reinhardt, WHG, 11. Aufl. 2014, § 5 WHG 
Rz. 31 ff., 33, Queitsch, UPR 2014, S. 321 ff., S. 323 – zur Möglichkeit 
des Abschlusses einer sog. Elementarschadens-versicherung). 
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Eigenschutz  
des Grundstückseigentümers  

(§ 5 Abs. 2 WHG) 

• Eigenvorsorge steht aber unter dem Vorbehalt des Möglichen und 
Zumutbaren, so dass im jeweiligen Einzelfall bezogen auf eine 
Maßnahme zu prüfen ist, ob diese tatsächlich möglich und zumutbar 
ist. 

 

• Klageverfahren 2015: Stadt hat auf ihre Kosten ein Gutachten in 
Auftrag gegeben; aus diesem Gutachten folgte u.a., dass die 
Errichtung einer Flutwand entlang der Tiefgarage auf dem Kläger- 
Grundstück sinnvoll ist und Schutz bieten kann 
 

• Die Kläger (20 Wohnungseigentümer) lehnten die Durchführung dieser 
Maßnahme ab 
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Eigenschutz  
des Grundstückseigentümers  

(§ 5 Abs. 2 WHG) 

• In Anbetracht der 20 Wohnungseigentümer auf dem Kläger-
Grundstück, welche die Wohnungseigentümergemeinschaft bilden, 
sind die Kosten für eine Flutwand (Objekt-Eigenschutz) in Höhe von 
(46.000 € geteilt durch 20 Wohnungseigentümer = 2.300,00 € pro 
Wohnungseigentümer) jedoch durchaus als zumutbar anzusehen 

 

• In diesem Zusammenhang ist auch zu berücksichtigen, dass den 
Grundstückseigentümer auch eine Anpassungspflicht bezogen auf 
den Gebäudebestand auf seinem Grundstück trifft, um 
Überschwemmungsschäden zukünftig zu verhindern (vgl. 
Rotermund/Krafft, Kommunales Haftungsrecht. 5. Aufl. 2013, Rz. 1111) 
 

• Gleichwohl: Ausgang des Klageverfahrens vor dem VG Arnsberg ist 
offen und es gibt bislang keine eindeutige Rechtsprechung zu§ 5 
Abs. 2 WHG 
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Schlussfolgerungen 

• Stadt /Gemeinde muss in ihrem Aufgabenkanon (Hochwasserschutz, 
Gewässerunterhaltung, Gewässerausbau, Ausgleich der Wasser-
führung, Abwasserbeseitigung) zur Vermeidung einer Haftung die 
Gefährdungslagen ganzheitlich abklären 
 

• Hierzu gehört insbesondere, die Sichtung, wo Überschwemmungs-
gebiete durch Rechtsverordnung festgelegt worden sind und wo im 
Stadt- bzw. Gemeindegebiet sog. „Wassersenken“ bestehen, wo sich 
das Wasser (auch durch sog. Katastrophenregen) sammeln kann 
 

• Refinanzierung der Hochwasserschutzmaßnahmen (Aufwendungen 
für Unterhaltung, Sanierung, Wiederherstellung von Deichen) wird in 
§ 79 LWG NRW-Entwurf (Umlage) als „Hochwasserschutzgebühr“ 
durch „Gemeindesatzung“ erstmalig vorgesehen ! 
 

• Refinanzierung von Gewässerausbau-Maßnahmen (§ 69 LWG NRW-E 
durch Gemeindesatzung in entsprechender Anwendung der Umlage-
Vorschrift des § 64 LWG NRW-Entuwrf (Refinanzierung von 
Gewässer-unterhaltungs-Maßnahmen) 
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                                Katastrophenregen  
              (sog. urbane Sturzfluten) 
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Haftung für unzureichende 
 Kanaldimension  

(Amtshaftung aus Art. 34 GG, § 839 BGB)  
 

• Grundsätzlich obliegt es der Gemeinde aus Amtspflicht (§ 839 BGB, 
Art. 34 GBG) und aus dem öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnis 
(§ 280 Abs. 1 BGB), durch ausreichende Auslegung des öffentlichen 
Kanalnetzes die Anschlussnehmer vor Überschwemmungen zu 
schützen (so auch: OVG NRW, Beschluss vom 17.4.2012 – Az.: 15 A 
1407/11 – OVG NRW, Beschluss vom 16.11.2011 – Az.: 15 A 854/10 - ; 
vgl. aber: OLG Karlsruhe, Urteil vom 18.04.2013 – Az.: 12 U 170/12 – 
BADK-Information 4/2103, S. 211 – Haftung des Erschließungsträgers) 
 

• Geschützter Dritter ist  jeder an die Kanalisation angeschlossene 
Grundstückseigentümer (vgl. BGH NJW 1994, S. 1468; Sprau in: 
Palandt, BGB, Kommentar, 75. Aufl. 2016, § 839 BGB Rz. 91) 
 

• Kanäle müssten auf bestimmte Niederschlagswassermengen ausge-
legt sein (BGH, Urteil vom 11.10.1990 – Az.: III ZR 134/88 - NJW-RR 
1991, S. 733; BGH, Urteil vom 05.10.1989 –Az.: III ZR 66/88 - ; OLG 
Dresden, Urteil vom 31.07.2013 – Az.: 1 U 1156/11 – BADK-Information 
4/2103, S. 215 ff. , S.217; OVG NRW, Beschluss vom 17.4.2012 – Az.: 15 
A 1407/11 - ; OVG NRW, Beschluss vom 16.11.2011 – Az.: 15 A 854/10) 
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Haftung für unzureichende 
 Kanaldimension  

(Amtshaftung aus Art. 34 GG, § 839 BGB)  

• Nach BGH (NJW 1992, S. 39ff., NJW 1998, S. 1307ff.) ist auch die 
„Überstauhäufigkeit“ eines Kanalnetzes  als Maßstab für die Aus-
legung der Kanalisation zu berücksichtigen, d.h. abzustellen ist nicht 
nur auf den bloßen Berechnungsregen, sondern auch auf die örtlichen 
Verhältnisse; aber: für eine Hochwassergefahr mit einer 
Wiederholungszeit von 100 Jahren muss keine Vorsorge getroffen 
werden (vgl. BGH, Urteil vom 5.6.2008 – Az.: III ZR 137/07 – NVwZ-RR 
2008, S. 672ff., S. 673; OLG Koblenz, Beschl. vom 27.7.2009 – Az.: 1 U 
14 22/08 – OLG Hamm, Urteil vom 23.7.2010 – Az.: I-11 U 145/08) 
 

• Hintergrund: der BGH stellt bei der Frage der Haftung für 
Überschwemmungsschäden nicht nur auf den sog. Berechnungsregen 
ab, sondern erwartet stets auch eine Berücksichtigung der örtlichen 
Verhältnisse im Einzelfall (vgl. das sog. Weinberg-Urteil: BGH, Urteil 
vom 18.2.1999 – Az.: III ZR 272/96 -, VersR 1999, S. 1412; OLG Dresden, 
Urteil vom 31.07.2013 – Az.: 1 U 1156/11 – BADK-Information 4/2103, S. 
215 ff., S. 217) 
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Haftung für unzureichende 
 Kanaldimension  

(Amtshaftung aus Art. 34 GG, § 839 BGB)  

• Bislang BGH-Rechtsprechung: ein Schaden durch ein Hochwasser-
Ereignis, das jenseits von 100 Jahren einmal auftritt, liegt außerhalb 
des Schutzbereichs der Amtspflicht (Stichwort: keine Haftung wegen 
höherer Gewalt – vgl. BGH, Urteil vom 5.6.2008 (– Az.: III ZR 137/07 – 
BADK-Information 2008, S. 151); 
 

• aber: nach OLG Koblenz, Beschluss vom 27.7.2009 – Az.: 1 U 14 22/08; 
LG Trier, Urteil vom 21.5.2007 – Az.: 11 O 33/06 – : Wiederkehrzeit: 25 
bis 30 Jahre = höhere Gewalt -  wohl in Anknüpfung an DIN EN 752 – 
Überflutungshäufigkeit bei Wohngebieten; Queitsch, UPR 2014, S. 321 
ff.; UPR 2011, S. 135f., S. 136f.; anderer Auffassung wohl: OLG 
Dresden, Urteil vom 31.07.2013 – Az.: 1 U 1156/11, BADK-Information 
4/2013, S. 215 ff., S. 217: Ansatz aus der Sicht des Betroffenen höchst 
bedenklich, denn ihm ist es egal, ob sein Grundstück überflutet wird, 
weil Wasser aus öffentlichen Kanal austritt oder mangels 
Aufnahmefähigkeit erst gar nicht hinein gelangt; bislang keine 
eindeutige Rechtsprechung des BGH hierzu 
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Mögliche Maßnahmen 
 gegen Katastrophenregen 

 

• Entsiegelung von versiegelten, öffentlichen Flächen durch Wieder-
anlegung von mehr Grünflächen im innerstädtischen Bereich (z.B. 
Wiederanlegung von Rasen, Blumenbeeten); gilt auch für private 
Grundstücke (Stichwort: mehr natürliche Versickerungsflächen !) 
 

• Häufigere Reinigung der Straßensinkkästen in den Straßengullys (vgl. 
BGH, Urteil vom 22.11.2001 – Az.: III ZR 322/00; OLG Dresden, Urteil 
vom 31.7.2013 – Az.: 1 U 1156/11 – BADK-Information 4/2013, S. 215 ff., 
S. 220 – festgestellte Verstopfen sind zu beseitigen) 
 

• Prüfung, ob Straßenabläufe mit Pultaufsatz (vgl. OLG Dresden, Urteil 
vom 31.7.2013 – Az.: 1 U 1156/11 – BADK-Information 4/2013, S. 215 ff., 
S. 220 – oder zusätzliche Straßenabläufe (Straßengullys) mehr Nieder-
schlagswasser in den öffentlichen Kanal befördert werden können 
(vgl. zur Finanzierung: Queitsch, UPR 2015, S. 249 ff.), denn der 
jeweilige Straßenbaulastträger hat auch die Pflicht, Anlieger-Grund-
stücke vor Überschwemmungen durch Straßenoberflächenwasser zu 
schützen (so: BGH, urteil vom 21.11.2013 – Az.: ZR 113/13) 
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Mögliche Maßnahmen 
 gegen Katastrophenregen 

 

• Prüfung, ob Gewässerverrohrungen oder Kasten-Durchlässe (z.B. 
unterhalb von Straßen) ausreichend dimensioniert sind und gegen 
Verstopfung (Verlandung) durch „Schwemmgut“ hinreichend 
geschützt sind; Wichtig: Gewässerunterhaltungspflicht ist verletzt, 
wenn Verlandung eines Rohrdurchlasses dazu führt, dass bereits ein 
2jähriges Hochwasserereignis zu einer rückstaubedingten 
Überschwemmung führt (so: OLG Hamm, Urteil vom 03.05.2010 – Az.: 
6 U 142/09) und Kontrollintervall alle 1 bis 2 Monate reicht nur dann, 
wenn keine Veranlassung für zusätzliche Reinigungsmaßnahmen 
bestanden hat (so: OLG Rostock, Urteil vom 07.03.2013 – Az.: 2 U 
95/12 - ; Schumacher, Handbuch der Kommunalhaftung , 5. Aufl. 2015, S. 
249 f.) 
 

• möglich (Stadt Münster): Entfernung von Eingangsgittern unmittelbar 
am Kasten-Durchlass und Einzäunung durch 2 m hohen festen Zaun 
(Stichwort: Kinderschutz), weil sich an Einlaufsperren (Sperrgittern) 
grundsätzlich Schwemmgut sammelt und zur Verstopfung führen kann 
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Mögliche Maßnahmen 
 gegen Katastrophenregen 

 

• Überprüfung, wo im Stadtgebiet sog. Wasser-Senken vorliegen wegen 
der Überflutungsgefahr für bebaute Grundstücke und für die 
technische Infrastruktur (Stichwort: Stromverteilerkästen höher legen; 
Notstrom-Versorgung nicht im Keller, sondern im Obergeschoss)  
 

• Überprüfung der Kanaldimensionierung (z.B. durch nachträglichen 
bauliche Innenverdichtung): Bau eines zweiten Regenwasser-
Entlastungskanals neben einem bereits bestehenden Regenwasser-
kanal; Wichtig:  Kein Wegfall der Refinanzierung des vorhandenen 
Kanals über die kalkulatorische Abschreibung bei der Abwasser-
gebühr, weil ein neuer Entlastungskanal hinzu gebaut wird  (vgl. 
insgesamt: Queitsch, UPR 2015, S. 249 ff.) 

 

• Problematisch: Überlastung eines Mischwasserkanals, der noch nicht 
über die Gebühren refinanziert ist, denn ist das Anlagegut vor Ablauf 
der mutmaßlichen Nutzungsdauer abgängig, ist die weitere kalkula-
torische Abschreibung unzulässig, d.h. es gibt keine Sonder-
Abschreibung wegen Abgängigkeit (so: OVG NRW, Urteil vom 6.6.1997 
– Az. 9 A 5899/95 – NWVBl. 1998, S. 65.; Queitsch UPR 2015, S. 249 ff.) 
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Mögliche Maßnahmen 
 gegen Katastrophenregen 

 

• Umbau der Straßenoberfläche für eine zusätzliche oberirdische 
Ableitung z.B. Bau einer zusätzlichen Ableitungsrinne in der 
Straßenmitte oder unterhalb der Bordsteine, die Niederschlagswasser, 
was von vornherein erst gar nicht in den öffentlichen Kanal gelangt 
auf städtische Grünflächen (wenn vorhanden) leitet, wo es versickert 
(Stichwort: „Notwasserwege“) 
 

• Zu beachten: die Versickerung von Misch-Abwasser, welches aus dem 
öffentlichen Mischwasserkanal austritt, auf eine gemeindlichen 
Grünfläche, ist wasserrechtlich nicht zulässig, weil nur die 
Versickerung von Niederschlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WHG) in § 55 Abs. 2 WHG und § 51 a LWG NRW vorgesehen ist; 
aber: Ableitung von oberirdisch anfallendem Niederschlagswasser 
über einen sog. Notwasserweg möglich 
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              Maßnahmen-Finanzierung 
 
  zu beachten: bei Ersterrichtung von Hochwasserschutzanlagen (z.B. 
  Hochwasserschutzwänden): Landesförderung bis zu 80 % über die  
  sog. Förderrichtlinie „Wasserbau“ möglich 
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Ansatzfähige Kosten  

(§ 54 LWG NRW-Entwurf ) 

 
 

• Kosten für die Verbesserung der Vorflut für die Zwecke der getrennten 
Niederschlagswasser- und Fremdwasserbeseitigung (§ 54 Satz 2 Nr. 3 
LWG NRW-Entwurf; heute: § 53 c Satz 2 Nr. 3 LWG NRW) 

 
• Beispiel: Vergrößerung eines Kasten-Durchlasses in einem Gewässer 

(Überfahrt für PKW), weil die Gemeinde das Niederschlagswasser aus 
einem weiteren Baugebiet zusätzlich in das Gewässer einleitet und 
deshalb der Kastendurchlass zu klein ist 
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Ansatzfähige Kosten  
(§ 54 LWG NRW-Entwurf ) 

• Künftig: Kosten für Kompensationsmaßnahmen im Gewässer als 
Ersatz für Rückhaltemaßnahmen bei Einleitung von Niederschlags-
wasser, sofern die Maßnahmen im Gewässer im räumlichen und 
funktonalen Zusammenhang mit der Niederschlagswasserbeseitigung 
stehen (§ 54 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW-E) 
 

• Beispiel (Stadt Hörstel): begradigtes Gewässer wird renaturiert, um 
RRB nicht bauen zu müssen und um wieder eine wasserrechtliche 
Einleitungserlaubnis für den öffentlichen Regenwasserkanal zu 
erhalten (Stichwort: „natürliches Ersatzbauwerk“ statt RRB) 
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Ansatzfähige Kosten  
(§ 54 Satz 2 Nr. 7 LWG NRW-Entwurf) 

• Kosten für Maßnahmen der Niederschlagswasserableitung, die dem 
Schutz vor Überflutung und Verschlammung von Gemeingütern, 
öffentlichen Abwasseranlagen und Grundstücken dienen auch zur 
Klimafolgenanpassung 
 

• Rechtsgrundlage dafür, Maßnahmen zur Abwehr von Schäden durch 
Katastrophenregen (sog. urbane Sturzfluten) wie etwa den  Bau von 
Ableitungsgräben, Notwasserwegen rechtssicher über die 
Regenwassergebühr finanzieren zu können (vgl. Forderung des StGB 
NRW ! ; siehe hierzu auch: Queitsch, UPR 2015, S. 249 ff.) 
 

• Eingefordert wird noch zusätzlich: § 54 Satz 2 Nr. 8 LWG NRW-E 
(neu): Kosten für die vorzeitige Außer-Betriebnahme eines öffentlichen 
Kanals (kalkulatorische Sonder-Abschreibung), wenn dieser wegen 
zunehmender Starkregen-Ereignisse nicht mehr ausreichend 
dimensioniert ist 
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                Anlagen an Gewässern 
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Anlagen an Gewässern 

• Eine Erkenntnis aus sog. urbanen Sturzfluten (2014) ist: Anlagen an 
Gewässern (z.B. Kastendurchlass, Gewässer-Verrohrung) waren 
teilweise zu klein, was Problemlage verschärft hat 
 

• bei Anlagen in, an, unter, über Gewässern (§ 36 WHG, § 94 LWG 
NRW) ist die Stadt/Gemeinde im Rahmen der Gewässerunterhaltungs-
pflicht grundsätzlich nur für ordnungsgemäßen Wasserdurchfluss 
verantwortlich, wenn der Zustand der Anlage rechtmäßig und die 
Anlage keinem wasserwirtschaftlichen, sondern nur privaten Zwecken 
dient (OVG NRW, Beschluss vom 28.09.2015 – Az.: 20 A 20/13 - 
Ufermauer dient auch wasserwirtschaftlichem Zweck, deshalb keine 
Anlage am Gewässer - ; OVG NRW, Urteil vom 13.7.2010 – Az.: 20 A 
1896/08 – , Rz. 40 und OVG NRW, Urteil vom 7.6.2004 – Az.: 20 A 
4757/01 – ; BGH, Beschluss vom 17.10.2013 – Az.: V ZR 15/13 - ; OLG 
Rostock, Urteil vom 07.03.2013 – Az.: 5 U 120/12 - ; OLG Düsseldorf 
Urteil vom 28.4.2010 – Az.: I-18 U 112/09 -  OLG Köln, Urteil vom 
21.12.2012 – Az.: 19 U 17/12 -  abrufbar unter: www.nrwe.de; OLG 
Hamm, Urteil vom 03.05.2010 – Az.: 6 U 142/09 - Schumacher, 
Handbuch der Kommunalhaftung, 5. Aufl. 2015, S. 249 f.; Queitsch 
StGRat Nr. 7 + 8/2014, S. 23 ff.)  
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Anlagen an Gewässern 

• Rechtmäßigkeit der Anlage“ nicht gegeben, wenn Gewässerver-
rohrung z.B. baufällig ist; hier ist Anlagen-Eigentümer verantwortlich, 
weil eine Anlage i.S.d. §§ 36 WHG, 94 LWG NRW grundsätzlich 
keinem wasserwirtschaftlichen Zweck dient, sondern der besseren 
Nutzung des Grundstücks dient (Beispiel: Überbauung des Gewässers 
mit PKW-Parkplatz) 
 

• Fraglich, ob Anlage auch dann rechtmäßig ist, wenn sie zwar 
bautechnisch in Ordnung, aber zwischenzeitlich zu klein ist, weil 
Gemeinde mehr Niederschlagswasser als Abwasser i.S.d. § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 WHG aus öffentlichen Regenwasserkanälen in das 
Gewässer einleiten 
 

• Komplette Neuregelung in den §§ 22 bis 24 LWG NRW-Entwurf 
vorgesehen (u.a.: Anpassungspflicht des Anlagen-Eigentümers) 
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                Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
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